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Stellungnahme der

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs,

zum Entwurf eines Bundesgesetzes,

mit dem das Fortpflanzungsmedizingesetz, das Allgemeine

bürgerliche Gesetzbuch und das Gentechnikgesetz geändert werden

(Fortpflanzungsmedizinrechts-Änderungsgesetz 2015-FMedRÄG 2015)
BMJ-Z3.509/0010-I 1/2014
Die ÖAR erlaubt sich, zu oben angeführtem Entwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Eine Begutachtungsfrist von 14 Tagen ist für diese hochsensible Materie viel zu kurz angesetzt, in dieser Zeit kann eine umfassende und mit den Mitgliedsorganisationen abgestimmte Stellungnahme nicht erstellt werden.

Die ÖAR bedauert außerordentlich, dass der vorbildlich partizipative Prozess, wie er bei der Reform des Sachwalterrechts vom BMJ praktiziert wird, nicht auch im Bereich des Fortpflanzungsmedizinrechts Anwendung gefunden hat. Von der Regelung - vor allem der Präimplantationsdiagnostik (PID) - sind Menschen mit Behinderungen in hohem Ausmaß betroffen und daher wären sie und die sie vertretenden Organisationen frühzeitig in den Entstehungsprozess der Gesetzesnovelle einzubeziehen gewesen.

Die ÖAR regt in diesem Zusammenhang an, einen zivilgesellschaftlichen Dialog allgemein zum Recht auf Leben und dem damit verbundenen Schutz zum Beginn des Lebens, der eventuell schon vorgeburtlich angesehen werden könnte, zu beginnen. Die Diskussion auf ein Leben in Würde soll nicht nur am Lebensende geführt werden, sondern in allen Phasen des menschlichen Lebens. Damit würde auch der längst überfällige gesellschaftspolitische Diskurs zu den Themen embryopathische Indikation, „wrongfull birth“, Pränataldiagnostik und ab wann der Mensch Bezugspunkt moralischer Achtung und Verantwortung wird, eingeleitet werden.
Zur Präimplantationsdiagnostik (PID):
Laut Entwurf soll die PID zur Herbeiführung einer Schwangerschaft oder zur Vermeidung einer Fehl- oder Totgeburt oder einer konkreten Erbkrankheit erlaubt sein.

Bisher war in Österreich die PID unzulässig, da diese Untersuchung nicht zur Herbeiführung der Schwangerschaft diene, sondern gegebenenfalls zur Verhinderung derselben.
Die ÖAR hält auch weiterhin daran fest, dass eine Diagnostik, die nur dazu dient, behindertes Leben zu selektieren und auszulöschen, generell abzulehnen ist.
Der Zulassung einer PID kann nur in den wenigen Einzelfällen zugestimmt werden, bei denen davon auszugehen ist, dass das Kind so schwer behindert sein wird, dass es nicht lebensfähig ist.
Auch wenn auf den ersten Blick eine PID im Vergleich zur Pränataldiagnostik (PND) mit nachfolgendem Schwangerschaftsabbruch bei positivem Befund das geringere Übel darzustellen scheint, ist einzuwenden, dass die PID keine Sicherheit gibt, dass das betroffene Kind gesund ist. Es wird wahrscheinlich in den meisten Fällen eine nachfolgende PND erfolgen, die dann erst wieder zu einem Schwangerschaftsabbruch aufgrund der embryopathischen Indikation führen könnte.

Folgende Fragen lässt der vorliegende Entwurf unter anderen offen:

· Wie kann die Abgrenzung zwischen einem nicht lebensfähigen Kind und einem Kind mit Behinderung sichergestellt werden?
· Wie kann die beschränkte Zulassung der PID nachhaltig gesichert werden und welche Kontrollmöglichkeiten werden dafür eingesetzt?
Es werden inzwischen Tests entwickelt, die den Chromosomenstatus und die im Fokus der PID stehenden konkret vererbten Schäden gleichzeitig untersuchen.
Schlussendlich kämen auch vermehrt Haftungsfragen der Ärzte ins Spiel, die die Diskussion um „das Kind als Schaden“ wieder aufleben lassen würden.
· Wie kann entgegengewirkt werden, dass durch Kürzungen für Kinder mit Behinderungen im Sozial-, Pflege- und Bildungsbereich Eltern nicht einem gesteigerten Druck in Richtung PID ausgesetzt werden?
Die ÖAR ersucht die eingeschränkte Zulassung der PID nicht übereilt gesetzlich festzuschreiben und darüber erst nach einer breitangelegten öffentlichen Diskussion im Konsens mit der Zivilgesellschaft zu entscheiden.
Wien, 30.11.2014
Österreichische�Arbeitsgemeinschaft für�Rehabilitation (ÖAR)�Dachorganisation der �Behindertenverbände Österreichs


Dr. Christina Meierschitz ( DW 119


E-Mail: ch.� HYPERLINK "mailto:meierschitz@oear.or.at" ��meierschitz@oear.or.at�








ÖAR, A-1010 Wien, Stubenring 2/1/4 ( Tel:+43 1 5131533 ( Fax:+43 1 5131533-150 ( www.oear.or.at 
UID: ATU 47163705 ( DVR: 0867594 ( ZVR-Zahl: 413797266
Bankverbindungen: BAWAG P.S.K. 1002.100 ( BLZ 60000 ( IBAN: AT95 6000 0000 0100 2100 ( BIC: OPSKATWW
ERSTE BANK 79-14849 ( BLZ 20111 ( IBAN: AT34 2011 1000 0791 4849 ( BIC: GIBAATWW


_1077686188.doc
[image: image1.png]






